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Institutioneller Wandel und System-
transformation - Ökonomische Erklärungsansätze 

und ordnungspolitische Folgerungen 

Von Helmut Leipold, Marburg 

I. Einige offene Fragen der Theorie der Systemtransformation 

In verschiedenen ehemals sozialistischen Ländern haben im Jahre 1989, 
also zweihundert Jahre nach der Französischen Revolution, dramatische 
Veränderungen begonnen, die einer friedlichen Revolution gleichkommen. 
Der Zeitpunkt und das Tempo der Umwälzungen waren für die meisten und 
besonders für die professionale Gilde der Beobachter sozialistischer Systeme 
überraschend. Ungewißheit, ja Ratlosigkeit charakterisieren noch stärker 
die Auffassungen über den zukünftigen Verlauf und Ausgang der Reform-
entwicklung. Die sozial- und insbesondere wirtschaftswissenschaftlichen 
Autoritäten erscheinen sowohl bei ihren Diagnosen als auch Prognosen und 
Therapien zur Bewältigung des System wandels auf den ersten Blick überfor-
dert zu sein. Der Eindruck drängt sich auf, daß die reale politische Entwick-
lung im Sozialismus die Theorie überrollt hat und auch in Zukunft dominie-
ren wird. 

Die in jüngster Zeit vermehrt vernehmbaren Klagen über das Fehlen einer 
interdisziplinären und empirisch gehaltvollen Theorie der Systemtransfor-
mation von sozialistischen Zentralplanwirtschaften in marktwirtschaftlich-
demokratische Ordnungen und nicht zuletzt die vielen spontan initiierten 
Förderprogramme und Anstrengungen zur Entwicklung einer solchen 
Theorie bestätigen diesen Eindruck (zu den Klagen vgl. Gutmann 1990, 
Lösch 1990, S. 24). 

Dieser Zustand ist angesichts der langen und von anerkannten Denkern 
geprägten Tradition wirtschaftlicher Entwicklungstheorien zumindest ver-
wunderlich. Offensichtlich ist der Großteil dieser Theorien für die Erklärung 
und Prognose des Wandels in den sozialistischen Ordnungen überfordert, 
unbrauchbar oder widerlegt. Widerlegt sind beispielsweise die traditionellen 
Entwicklungstheorien in Gestalt der Stufen-, Phasen-, Formations- oder 
Konvergenzthesen, die ihrem Anspruch nach nicht nur auf die Klassifika-
tion, sondern auf die Erklärung der wirtschaftlichen Entwicklung gerichtet 
waren. Charakteristisch war und ist dabei die Auffassung, daß die wirt-
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18 Helmut Leipold 

schaftliche und institutionelle Entwicklung durch immanente Bewegungsge-
setze angetrieben und determiniert werde, deren Entdeckung sowohl die 
Erklärung vergangen er und gegenwärtiger als auch die Prognose zukünftiger 
Prozesse erlaube. 

Die Kritik dieser Art der Entwicklungstheorien braucht an dieser Stelle 
nicht wiederholt zu werden (vgl. Popper1971 , S. 45 ff., Eucken 1950, S. 38 ff., 
Watrin 1966). Stellvertretend sei hier nur Popper (1971, S. XII) angeführt. 
Ausgehend von der Prämisse, daß sich das Anwachsen der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse nicht vorhersagen lasse und unter der Bedingung, daß die 
wirtschaftliche und politische Entwicklung selbst maßgeblich durch diese 
Erkenntnisse beeinflußt werde, schlußfolgert er, daß eine wissenschaftliche 
Theorie der geschichtlichen Entwicklung als Grundlage historischer Pro-
gnosen unmöglich sei. Impliziert dieses Dictum nun auch die Unmöglichkeit 
einer Theorie des institutionellen Wandels im allgemeinen und der System-
transformation im besonderen? 

Diese Schlußfolgerung ist zu verneinen. Die Einwände von Popper bezie-
hen sich lediglich auf die Auffassung, daß es zwangsläufig soziale Entwick-
lungen gebe, die von inhärenten ökonomischen Bewegungskräften bestimmt 
würden. Er bestreitet nicht die Möglichkeit, den Wandel einzelner Institutio-
nen erklären und damit auch institutionelle Veränderungen prognostizieren 
oder gestalten zu können. Solche Erklärungen und Prognosen setzen jedoch 
möglichst allgemeine und empirisch überprüfte Gesetzesaussagen seitens 
spezialisierter Sozialwissenschaften voraus. So plädiert er für eine den 
Prinzipien der Stückwerk-Technologie verpflichtete Ordnungspolitik, die 
durch gesetzesmäßige, auf dem Boden des methodologischen Individualis-
mus stehende Aussagen über die Wirkungen einzelner Institutionen auf das 
wirtschaftliche, politische oder sonstige soziale Verhalten zu fundieren ist 
(vgl. Popper 1971, S.ll7). 

Mit Bezug zu der hier zur Diskussion stehenden Frage nach der Möglich-
keit und den Anforderungen einer Theorie und Politik des institutionellen 
Wandels im allgemeinen und der Transformation planwirtschaftlicher Syste-
me im besonderen ergibt sich folgendes Fazit: Eine sozialwissenschaftliche 
und speziell ökonomische Theorie der Institutionen, welche die Wirkungen 
und den Wandel von Institutionen erklärt, ist möglich und für die konkrete 
Transformationspolitik auch notwendig. Auch für diese Politik gilt die auf 
Kant zurückgehende Einsicht, wonach nichts praktischer ist als eine gute 
Theorie. Im folgenden soll belegt werden, daß es für die aktuelle Transforma-
tion der sozialistischen Ordnungen "gute" Erklärungen gibt. Es mangelt 
nicht an leistungsfähigen Theorien weder über die Wirkungen noch über den 
Wandel von Institutionen. Etwas konkreter gefaßt, mangelt es vor allem 
nicht an Erkenntnissen über die Funktionsweise von sozialistischen Zentral-
planwirtschaften, von sozialistischen Marktwirtschaften und schon gar nicht 
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Institutioneller Wandel und Systemtransformation 19 

von privatwirtschaftlichen Marktwirtschaften. Desgleichen verfügen wir 
über aufschlußreiche und empirisch abgesicherte Erkenntnisse über die 
Bedingungen des Entstehens und des Wandels von Institutionen. 

Wahrscheinlich ist das beklagte Defizit darauf zurückzuführen, daß diese 
Theorien noch nicht im erforderlichen Ausmaß auf die aktuellen Probleme 
der Transformation planwirtschaftlicher Systeme bezogen und anwendungs-
gerecht modifiziert worden sind. Dieses Defizit läßt sich jedoch ohne großen 
Aufwand beheben, was im folgenden am Beispiel der ökonomischen Theorie 
des institutionellen Wandels demonstriert werden soll. Dazu ist zunächst 
eine knappe Übersicht über die Methode und die wichtigsten Hypothesen 
der ökonomischen Theorie des Institutionenwandels zu geben (11.). An-
schließend soll dann der Beitrag dieser Theorien für die Erklärung und 
Gestaltung der Transformation planwirtschaftlicher Ordnungen exempla-
risch untersucht werden (111.). 

11. Ausgewählte Erklärungen der ökonomischen 
Theorie des institutionellen Wandels 

1. Zur Methode der ökonomischen Institutionentheorie 

Zur ökonomischen Institutionentheorie zählen verschiedene und in den 
letzten drei Jahrzehnten teils separat entwickelte Theoriebereiche wie z. B. 
die Property Rights-Theorie, die ökonomische Theorie des Rechts, die 
Transaktionskostenökonomie oder die ökonomische Theorie der Verfas-
sung, die ursprünglich darauf ausgerichtet waren, das institutionelle Vaku-
um der neoklassischen Ökonomie aufzufüllen (vgl. Furubotn, Richter 1984; 
Leipold 1989, I. u. 2). Bezüglich der Erkenntnisziele ist die Erklärung erstens 
der Entstehung und des Wandels von Institutionen (choice of rules) und 
zweitens der Wirkungen von Institutionen (choice within rules) unterscheid-
bar. Obwohl beide Absichten eng verbunden sind und sich gegenseitig 
bedingen, soll hier vorwiegend das erstgenannte Erklärungsziel interessie-
ren. 

Das ökonomische Erklärungselement kommt in der Anwendung der 
neoklassischen Methodik und Instrumente zum Aussdruck. Demgemäß 
werden sowohl Entstehung und Wandel als auch Wirkungen von Institutio-
nen systematisch auf Kosten-Nutzen-Kalküle rational handelnder Individu-
en zurückgeführt und erklärt. Das individuelle Verhalten wird durch die 
jeweiligen Präferenzen, die Entscheidungsalternativen und die Restriktionen 
modelliert. Annahmegemäß wägt das ökonomisch rationale Individuum zu 
allen Zeiten und Orten Nutzen und Kosten der Alternativen ab und entschei-
det sich innerhalb der Restriktionen für diejenige Alternative, die seinen 
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20 Helmut Leipold 

Präferenzen am besten entspricht. Institutionen können bei diesem Verhal-
tensmodell je nach dem Erklärungsziel verschieden berücksichtigt werden. 
Wird nach den Verhaltenswirkungen gefragt, bietet es sich an, Institutionen 
in Form von Restriktionen zu behandeln, die spezifische Handlungsalterna-
tiven zulassen oder aber ausschließen. Sollen dagegen die Entstehung oder 
der Wandel von Institutionen erklärt werden, können diese entweder als Ziel 
oder aber als Mittel erfaßt werden. In diesem Zusammenhang erscheinen sie 
als ein knappes ökonomisches Gut, dessen Bereitstellung von individuellen 
Nutzen-Kosten-Überlegungen bestimmt wird. Darin ist die erste und wich-
tigste methodische Neuerung der ökonomischen Institutionentheorie zu 
sehen. Die Einsicht, daß Institutionen in gleicher Weise wie andere Güter 
einer ökonomischen Analyse zugänglich sind und mit dem gleichen mikro-
ökonomischen Instrumentarium analysierbar sind, hat jedenfalls die Ord-
nungstheorie für Ökonomen wieder interessant gemacht. Die zweite Neue-
rung besteht in der Einsicht, daß Institutionen unter bestimmten Bedingun-
gen die Merkmale eines öffentlichen Gutes haben, weshalb insbesondere die 
Entstehung und der Wandel von Institutionen interessante Untersuchungs-
objekte für die Theorie kollektiver Güter eröffnen. Gerade die mit diesem 
zweiten Aspekt verbundenen Methoden und Erkenntnisse sollen im Mittel-
punkt der folgenden Ausführungen stehen. 

Die den Institutionen potentiellen Merkmale und Versuchungen eines 
öffentlichen Gutes ergeben sich aus den inhärenten sozialen Verflechtungen. 
Institutionen sind Regeln für das Verhalten von Individuen in sich wiederho-
lenden und mehrpersonellen, also sozial interdependenten Entscheidungssi-
tuationen (vgl. Eisner 1987; Schotter 1981). Sie verdichten meist bewährte 
Verhaltensmuster, entlasten von der Notwendigkeit, stets neu und situa-
tionsbezogen entscheiden zu müssen, und begründen so wechselseitige Ver-
haltenserwartungen. Ihre soziale Funktion folgt aus der Angewiesenheit der 
Menschen auf Zusammenarbeit. Dabei ergeben sich stets Möglichkeiten 
sowohl zur wechselseitig vorteilhaften Kooperation als auch zu wechselseiti-
gen Schädigungen. Die Ergebnisse hängen maßgeblich von der Qualität und 
Akzeptanz der Regeln ab. Die Akzeptanz von Regeln schränkt stets indivi-
duelle Freiheiten ein und begründet zugleich eine gewisse Sicherheit über das 
Verhalten anderer, im günstigsten Fall damit wechselseitiges Vertrauen, das 
wohl raum- und zeitunabhängig knappste Gut im menschlichen Zusammen-
leben. Ökonomisch interpretiert besteht der Preis der Regelbefolgung im 
Verzicht auf potentiell unbegrenzte Handlungsmöglichkeiten. Diesem Preis 
stehen jedoch die Vorteile gegenüber, die sich aus der wechselseitigen 
Respektierung von Regeln für alle ergeben können. 

Die Abhängigkeit der individuellen Kosten und Nutzen vom Verhalten 
der anderen ist die Ursache dafür, daß die Entstehung und Akzeptanz von 
Institutionen zu öffentlichen Gütern geraten. Der Umstand, daß sich für 
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Institutioneller Wandel und Systemtransformation 21 

jedes Individuum Sondervorteile ergeben, wenn es die Regeln mißachtet, 
während andere sich regeltreu verhalten, begründet die für diese Güterkate-
gorie charakteristischen Versuchungen für unmoralisches Verhalten. Wie-
derholte Erfahrungen dieser Art provozieren für alle Individuen Anreize, die 
Regeln ebenfalls zu mißachten. Insofern liegt allen spezifischen Problemen 
der ökonomischen Institutionentheorie im Kern das Dilemma des mangeln-
den gegenseitigen Vertrauens zugrunde. 

Von daher ergibt sich die zentrale Frage der Theorie des institutionellen 
Wandels, warum rational und eigeninteressiert handelnde Individuen sich 
dennoch auf Regeln einigen, diese befolgen und ihr Verhalten regelkonform 
abstimmen. Diese Frage ist identisch mit dem grundlegenden sozialen 
Ordnungsproblem, das sich mit Bezug auf Hobbes auf das Problem reduzie-
ren läßt, wie und weshalb im Zusammenleben der Menschen eine soziale 
Ordnung entstehen und damit der Kampf aller gegen alle vermieden werden 
kann. Die zahlreichen Antworten können auf zwei grundlegende Erklä-
rungsmuster reduziert werden: einmal auf die Vorstellung, daß Institutionen 
und damit regelbezogenes Verhalten das Ergebnis bewußter ökonomischer 
Kalküle, Gestaltungen und Einigungen sind. Das andere Muster basiert auf 
der Idee, daß Institutionen das Resultat spontaner Entdeckungen und 
unbeabsichtigter Entwicklungen sind, die sich im Zuge evolutionärer Pro-
zesse und als Folge positiver oder negativer Erfahrungen gleichsam heraus-
geschliffen und somit überlebt haben (vgl. Vanberg 1982). Die Analogien 
zwischen diesen Erklärungsmustern und der vertrauten Dichotomie der 
Allokation von Gütern zwischen den Polen der zentralen, bewußten Planung 
einerseits und der marktmäßigen, spontanen Lenkung andererseits sind 
unübersehbar. Es gibt weitere Gemeinsamkeiten zwischen der ökonomi-
schen Institutionentheorie und der mikroökonomischen Allokationstheorie. 
Hier wie dort werden die Determinanten des Angebots und der Nachfrage 
von Gütern und damit auch von Institutionen untersucht (vgl. Ruttan, 
Hayami 1984; Feeny 1988). Methodisch bedient man sich bevorzugt der 
Instrumente, mit denen sich strategische Interdependenzen zwischen ratio-
milen Akteuren modellieren lassen. Dazu eignet sich vor allem die Spieltheo-
rie sowie die Theorie der öffentlichen Güter und der externen Effekte. 
Beispielhaft für die abstrakte ökonomische und weder zeit- noch raumbezo-
gene Analyse der Entstehung und des Wandels von Institutionen sollen 
zunächst einige spiel theoretische Erklärungen vorgestellt werden. 

2. Spieltheoretische Erklärungsansätze 

Die spieltheoretische Institutionenanalyse geht von charakteristischen 
Interessenkonstellationen aus und fragt nach den Bedingungen, wie und 
welche Institutionen sich in solchen Situationen entwickeln können (vgl. 
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Taylor 1976; Ullmann-Margalit 1978; Schotter 1981; Axelrod 1984; Voss 
1985). Die interdependenten individuellen Nutzen oder Kosten als Ausdruck 
der Interessen werden mit Hilfe der bekannten Auszahlungsmatrix erfaßt. 
Mit Blick auf den Bedingungszusammenhang zwischen individuellen Nutzen 
und Kosten und dem Zustandekommen von Regeln sind folgende charakte-
ristische Interdependenzen unterscheidbar: erstens solche, bei denen das 
Bestreben einzelner nach Besserstellung auch den oder die Partner besserstel-
len kann, vorausgesetzt, man einigt sich auf die für alle vorteilhaften Regeln 
und vermeidet die unvorteilhaften; es handelt sich also um ein relativ 
einfaches Koordinationsproblem. Zweitens sind Konstellationen denkbar, 
bei denen eine wechselseitige Besserstellung zwar möglich ist, die wegen der 
Sondervorteile aufgrund regelinkonformen Verhaltens jedoch gefährdet ist. 
Diese Situation beschreibt das klassische Problem der sozialen Ordnung, das 
spieltheoretisch als das Gefangenendilemma bekannt ist. Drittens sind 
Konstellationen vorstellbar, bei denen das Streben einzelner nach Besserstel-
lung den oder die anderen Beteiligten schlechtersteIlt. Hier ist eine freiwillige 
Einigung auf Regeln ausgeschlossen. 1 Deshalb stehen die beiden ersten 
Konstellationen im Mittelpunkt der spieltheoretischen Analyse der Institu-
tionenentstehung, die im folgenden in knapper Form erläutert werden soll. 

Wie angedeutet, liegt dem Koordinationsproblem eine Interessenverflech-
tung zwischen zwei (oder mehr) Personen zugrunde, die dadurch gekenn-
zeichnet ist, daß es mindestens zwei von vier möglichen Entscheidungsalter-
nativen gibt, die beide (alle) Individuen gegenüber den anderen Alternativen 
besserstellen. Veranschaulichen läßt sich das Problem am konkreten Beispiel 
des Straßenverkehrs (vgl. Ullmann-Margalit 1977, S. 74 ff.; Vanberg 1984 und 
1986). Einigen sich entgegenkommende Verkehrsteilnehmer entweder auf 
Rechts- oder Linksverkehr, können sie ihr Verhalten problemlos regeln. 
Genereller Rechts- bzw. Linksverkehr ist eindeutig gegenüber dem regello-
sen Verkehr oder aber der Regel, daß jemand nach links und das entgegen-
kommende Fahrzeug nach rechts ausweicht, vorzuziehen. Die individuellen 
Vor- und Nachteile der verschiedenen Kombinationen lassen sich für zwei 
Personen A und B wie folgt erfassen: 

B 

rechts links 

recht. 

links 

I Vgl. Hardin 1990; zu weiteren spieltheoretischen Konstellationen der Regelevolution 
vgl. Hirshleifer 1982, S. 13 ff.; Maynard-Smith 1982; Sud gen 1986; Voss 1985; Binmore 1990. 
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Es ist ersichtlich, daß eine Einigung entweder auf Rechts- oder aber auf 
Linksverkehr für beide vorteilhaft ist und gegenüber den Alternativen 
vorzuziehen ist. Bei einer wiederholten Konfrontation mit derartigen Pro-
blemen ist es wahrscheinlich, daß die Beteiligten die für jeden vorteilhafteste 
Verhaltensweise herausfinden und dann als Regel verinnerlichen. Die gegen-
seitig nützlichen Verhaltensregeln können und werden sich daher im Falle 
von Koordinationsproblemen spontan entwickeln. Natürlich ist es auch 
vorstellbar, daß die Koordination im Wege bewußter Vereinbarungen zu-
stande kommt oder daß spontan gewachsene Regeln oder Konventionen 
nachträglich formal kodifiziert werden. 

Das spieltheoretische Koordinationsproblem modelliert vereinfacht die 
real meist sehr viel komplexeren Interessenkonstellationen. Es verdeutlicht 
jedoch die Bedingungen für die spontane Entstehung von Institutionen, bei 
denen das Prinzip der unsichtbaren Hand das adäquate Erklärungsmuster 
bildet. Demgemäß sind Institutionen das unbeabsichtigte Resultat einzelner 
und interdependenter Entscheidungen. Am Anfang steht meist eine indivi-
duelle institutionelle Neuerung, die dann von anderen Individuen freiwillig 
oder als Folge wettbewerblicher Prozesse übernommen und befolgt wird. 
Die Entstehung zahlreicher konkreter Institutionen kann nach diesem Mu-
ster erklärt werden, das besonders von liberalen Sozial wissenschaftlern als 
Paradigma für den Nachweis wechselseitig vorteilhafter und spontan ge-
wachsener Regeln des sozialen Austausches präferiert wird. Insbesondere 
von Hayek (1969) hat die Bedeutung und Vorteile spontaner Ordnungen 
betont. Daneben existieren viele ökonomische Erklärungen spontan ge-
wachsener Institutionen, von denen exemplarisch auf die Beiträge zur 
Entstehung der Eigentumsrechte von Hume (1974), Demsetz (1967) oder 
Sudgen (1986, S. 55 ff.), zur Entstehung des Geldes von Menger (1969) oder 
sogar zur Entstehung staatlicher Institutionen von Nozick (1976) verwiesen 
sei. 

Eine im Vergleich zum Koordinationsproblem verzwicktere, historisch 
aber wahrscheinlich für die Institutionenentstehung relevantere Interessen-
konstellation wird durch das Gefangenendilemma beschrieben. Zur Erläute-
rung sei der einfachste Fall mit zwei Individuen A und B und jeweils zwei 
Verhaltensalternativen unterstellt. Zur Disposition sollen die Alternativen 
Kooperation, d. h. Regelbefolgung, und defektes Verhalten, d. h. Regelmiß-
achtung, stehen. Die Ergebnisse der Strategien sind der folgenden Matrix zu 
entnehmen: 

Diese Interessenkonstellation weist Bedingungen auf, die für die Entste-
hung und Akzeptanz von Institutionen besonders charakteristisch sein 
dürften. Die wechselseitige Regelbefolgung repräsentiert für beide Spieler 
den Pareto-optimalen Zustand. Der Umstand, daß jedes Individuum am 
besten fahrt, wenn es allein die Regel bricht, während der oder die anderen 
Spieler die Regel befolgen und dadurch besonders benachteiligt werden, 
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begründet Anreize für defektes Verhalten und damit für defekte Reaktionen 
der anderen. Wegen dieser Anreize und der wechselseitigen Unsicherheit 
über das Verhalten gerät das defekte Verhalten zur dvminanten Strategie. 
Die Verfolgung des eigenen Vorteils führt also zur kollektiven Selbstschädi-
gung. 

Bei diesen Bedingungen ist die Frage, wie und welche Institutionen 
überhaupt entstehen können, schwieriger zu beantworten. In dem unterstell-
ten einfachen Beispiel kommt es jedenfalls nicht zur Herausbildung von 
kooperativen Verhaltensweisen und damit von entsprechenden Institutio-
nen. Dieses Ergebnis gilt selbst für wiederholte (iterierte) Spiele. Ist den 
Individuen das Ende des Spiels bekannt, existieren weiterhin und insbeson-
dere in der letzten Runde Anreize zum defekten Verhalten. Die Situation ist 
dennoch nicht so aussichtslos, wie es den Anschein hat. 

Evidenz dafür liefern die kaum noch überschau baren Variationen der 
Spielbedingungen. Bereits im Jahre 1975 zählte man mehr als 2000 Arbeiten 
zum Gefangenendilemma (vgl. Ostrom 1988, S. 104). Diese Zahl hat sich in 
der Zwischenzeit sicherlich mehr als verdoppelt. Wichtige, weil resumieren-
de Aufschlüsse über die Bedingungen für die spontane Evolution kooperati-
ver und damit regelkonformer Verhaltensstrategien haben die Untersuchun-
gen von Axelrod (1984, 1986) geliefert. In dem von ihm organisierten 
Gefangenendilemma-Turnier erwies sich bei der Konkurrenz verschiedener 
Spielstrategien die "Tit for Tat" -Strategie als die erfolgreichste. Diese Strate-
gie beruht auf der einfachen Regel, im ersten Zug Kooperation anzubieten 
und dann jeweils mit der Strategie zu reagieren, die der oder die anderen 
Spieler gewählt haben. Diese Regel regt zu kooperativem Verhalten an und 
schreckt defektes Verhalten ab. Sie bietet also das knappe Gut Vertrauen an 
und sanktioniert einen Vertrauensmißbrauch negativ. Die Überlegenheit der 
"Tit for Tat"-Strategie gegenüber konkurrierenden Strategien deutet die 
universale und für alle Sozialbeziehungen geltende Produktivität reziproker, 
also auch marktlicher Austauschbeziehungen an. Zugleich werden aber auch 
die Schwierigkeiten für deren spontane Entstehung und Geltung deutlich. 
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Aufgrund der Turnierergebnisse hat Axelrod 1984, S. 124ff.) folgende 
allgemeine Bedingungen für die spontane Evolution und Geltung der Koo-
peration ermittelt: Die Kooperation muß erstens von mehreren Individuen, 
also z. B. von einer Gruppe, ausgehen und sich gruppenintern festigen. Die 
Individuen müssen zweitens ihre Spiel- oder Interaktionspartner beim Zu-
sammentreffen wiedererkennen und sich an deren früheres Verhalten erin-
nern. Schließlich muß die Chance eines zukünftigen Zusammentreffens und 
damit auch die Chance zukünftiger Sanktionsmöglichkeiten hinreichend 
groß sein. Die strategischen Bedingungen für die Überwindung des sozialen 
Dilemmas und für die spontane Evolution kooperativer Verhaltensweisen 
sind also kurz gefaßt die Gruppengröße und die Kontinuität sozialer Bezie-
hungen. In der folgenden Übersicht über die ökonomischen Erklärungsan-
sätze sollen diese abstrakten Bedingungszusammenhänge konkretisiert und 
näher erläutert werden. 

3. Ökonomische Erklärungsansätze 

Die wichtigste Gemeinsamkeit der ökonomischen Erklärungsansätze mit 
der spieltheoretischen Analyse besteht darin, daß beide die Aufmerksamkeit 
auf soziale Interessenkonstellationen konzentrieren, die dem Gefangenendi-
lemma entsprechen. Das adäquate theoretische Konzept für die ökonomi-
sche Analyse ist die Theorie kollektiver Güter. Bekanntlich sind die dem 
Gefangenendilemma eigenen Interessenkonstellationen und Anreize mit 
denen des Kollektivgutproblems identisch. Hier wie dort geht es um die 
effiziente Abstimmung zwischen Individual- und Kollektivinteressen. Dieses 
Dilemma macht den paradigmatischen Kern der neuen Institutionenökono-
mie aus, auf dessen Erklärung und Gestaltung der Großteil der Untersu-
chungen gerichtet ist. 

Als mittlerweile klassischer Beitrag gilt die Arbeit von Olson (1968). Im 
Zentrum seiner "Logik des kollektiven Handeins" steht die ökonomische 
Analyse des Zusammenhangs zwischen der Gruppengröße und der Bereit-
stellung kollektiver Güter. Olson unterscheidet zwischen kleinen und großen 
(latenten) Gruppen. In großen Gruppen ist im Unterschied zu kleinen die 
Vermittlung zwischen individuellen Kosten und Nutzen weitgehend entkop-
pelt. Da zudem einzelne Gruppenmitglieder entweder aufgrund unteilbarer 
Gutseigenschaften oder wegen hoher Kosten nicht von der Nutzung des 
Kollektivgutes ausgeschlossen werden, existieren Anreize zum Schwarzfah-
rer. Anders formuliert resultiert dieses Versagen aus dem Umstand, daß die 
ökonomischen Nutzenwirkungen des Kollektivgutes als Folge der Gruppen-
größe und der Anonymität nicht im hinreichenden Ausmaß als individuell 
verhaltenssteuerndes Motiv wirksam werden. Nach Olson (1968, S. 43) wird 
deshalb in großen Gruppen" ... ein Kollektivgut sicher nicht bereitgestellt 
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werden; es sei denn, die Mitglieder der großen Gruppen werden durch 
Zwang oder irgendwelche äußeren Anreize dazu gebracht, in ihrem gemein-
samen Interesse zu handeln." Olson kommt also zu den gleichen Ergebnissen 
wie die spieltheoretischen Erklärungsansätze. 

Das grundlegende Ordnungs- oder Sozialdilemma hat seine wichtigste 
Ursache im Dilemma der großen Zahl und der damit verbundenen sozialen 
Anonymität bzw. dem mangelnden gegenseitigen Vertrauen in regeltreues 
Verhalten. Dieses Dilemma behindert die spontane Herausbildung von 
Institutionen. Seine Überwindung erfordert gesonderte Vorkehrungen, die 
von Olson kategorial zu den Mitteln des Zwangs und äußerer, selektiver 
Anreize zusammengefaßt werden. 

Übersetzt man den Begriff des Zwangs durch den des Staates und den 
Begriff der äußeren Anreize durch den der Eigentumsrechte, so sind die 
beiden Institutionen genannt, die im Zentrum der ökonomischen Theorie 
des institutionellen Wandels stehen. Der Staat verkörpert dabei eine heraus-
gehobene Instanz, die das Monopol der legitimen physischen Zwangsanwen-
dung für sich beansprucht. Ökonomisch formuliert wird dieser Institution 
die Kompetenz zugewiesen, die Herstellung und Bereitstellung der Kollek-
tivgüter zu organisieren. Da auch die Institutionen und damit die wirtschaft-
liche, politische oder soziale Ordnung dieser Güterkategorie zuzurechnen 
sind, ist für deren Zustandekommen und Wandel die Rolle des Staates zu 
klären. 

Ein zweiter Schwerpunkt ist auf die Erklärung des Wandels von Eigen-
tumsrechten gerichtet. Gemäß der Property Rights-Theorie werden darunter 
gesellschaftlich anerkannte Handlungsrechte und Verhaltensbeziehungen 
bezüglich der Disposition und Nutzung knapper Güter verstanden. Eigen-
tumsrechte sind somit der analoge ökonomische Begriff zum soziologischen 
Verständnis der Institutionen und Normen. Die Bedeutung der Eigentums-
rechte für den institutionellen Wandel ergibt sich aus der Einsicht, daß mit 
dieser Institution potentielle Kollektivgüter in private Güter modifiziert 
werden können. Die Einführung und Akzeptanz von exklusiven Eigentums-
rechten verändern die Rahmenbedingungen, die ursächlich für das Gefange-
nen-, Sozial- oder Kollektivgutdilemma konstitutiv sind. Die dadurch mög-
liche Transformation kollektiv organisierter Sozialbeziehungen in bilaterale 
Austauschbeziehungen bewirkt eine grundlegende Veränderung der Anreiz-, 
Bewertungs- und Kontrollbedingungen. Neben diesen wirtschaftlichen Ef-
fekten ermöglichen exklusive Eigentumsrechte überhaupt erst eine Trennung 
zwischen privater und öffentlich-politischer Sphäre, wodurch die Zahl der 
Interessenkonstellation vom Typ des Gefangenendilemmas in der Gesell-
schaft insgesamt wesentlich reduziert und damit der Bedarf an staatlicher 
Autorität und Macht zur Lösung dieses Dilemmas begrenzt wird. 
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Der Staat wird dadurch nicht überflüssig. Zu seinen genuinen Aufgaben 
gehört die Bereitstellung von Kollektivgütern und damit auch die Bereitstel-
lung und Kontrolle der institutionellen Rahmenbedingungen. Jedenfalls hat 
eine Theorie des institutionellen Wandels das Zusammenwirken von poli-
tisch-staatlichen und wirtschaftlichen Interessen und Antriebskräften zu 
berücksichtigen, weshalb politisch-ökonomische Erklärungsansätze gefragt 
sind. Dieser Bedingungszusammenhang kann in knapper Form am Beispiel 
der Eigentumsrechte und deren Zustandekommen und Wandel erläutert 
werden. 

In den ökonomischen Erklärungen etwa von Demsetz (1967), Pejovich 
(1972), Buchanan (1984) oder North (1988) wird von einer sozialen Situation 
ausgegangen, die aufgrund fehlender oder unvollkommen anerkannter Ei-
gentumsrechte durch unerwünschte Divergenzen zwischen individuellen 
und sozialen Handlungseffekten gekennzeichnet ist. Eine dem bekannten 
Gefangenendilemma korrespondierende Interessenkonstellation ist deshalb 
gegeben, weil sich die Individuen durch eine Neuordnung der Eigentums-
rechte ökonomisch besserstellen könnten. Es existieren für einzelne jedoch 
nur schwache Anreize, diese Veränderungen zu organisieren und durchzu-
setzen, weil auch andere davon profitieren und weil schließlich die Einigung 
durch die mögliche Mißachtung der Regeln stets gefährdet ist. Die bekannte 
These von Demsetz (1967, S. 34), wonach "property rights develop to interna-
lize externalities when the gains of internalization become larger than the 
cost of internalization", mag zwar die ökonomischen Bedingungen für den 
institutionellen Wandel treffend beschreiben. Dabei werden jedoch die 
Interessen der Neuorganisation nicht hinreichend berücksichtigt. Selbst 
wenn in anarchischen Verhältnissen, in denen Diebstahl und dessen private 
Abwehr zur Tagesordnung gehören, das Interesse an gesicherten Eigentums-
verhältnissen eine rationale Grundlage hat, weil sich der für Raub- oder 
Schutzzwecke gebundene Gütereinsatz für produktive Verwendungen frei-
setzen ließe, besteht noch keine Gewähr für eine freiwillige und stabile 
Neuordnung. Eine private Übereinkunft bleibt in großen und anonymen 
Gruppen stets labil. Die Privat justiz bietet keine stabile Lösung, weil sie den 
stetigen Rückfall in die Anarchie provoziert. Als erfolgversprechende Alter-
native bietet sich die Einigung auf eine Institution an, die für den Rechts- und 
Eigentumsschutz zu sorgen hat und mit dem Monopol der legitimen physi-
schen Zwangs- und Sanktionsgewalt ausgestattet wird. Dieser Schritt ist 
gleichbedeutend mit der Entstehung des Staates (vgl. Buchanan 1984). 

Aber auch die Existenz und das Engagement staatlicher Organe sind noch 
keine Garantie für das Zustandekommen effizienter Eigentumsrechte. Die 
politischen Repräsentanten verfolgen eigene Interessen und unterliegen 
politischen Restriktionen. North (1988, S. 24 ff.) unterstellt in seiner histo-
risch breit angelegten Theorie des institutionellen Wandels als wichtigstes 

This content downloaded from 103.90.149.6 on Sun, 01 Sep 2024 15:05:29 UTC
All use subject to https://about.jstor.org/terms



28 Helmut Leipold 

Interesse der politischen Führer die Maximierung der eigenen Einkommen 
einschließlich der Einkünfte zugunsten der sie unterstützenden Gruppe oder 
Klasse. Daraus sollte sich eigentlich auch das Interesse an der Durchsetzung 
effizienter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ergeben, weil eine produk-
tive Wirtschaft die Grundlage für ergiebige Einnahmen und Renten zugun-
sten der Herrscher ist. Dem können jedoch kosten- und machtbedingte 
Restriktionen entgegenstehen. Die Organisation und Eintreibung der Abga-
ben für den Staat sind regelmäßig mit Kosten verbunden, deren Höhe z. B. 
von der Qualität der bürokratischen Apparate, der Größe des Landes, der 
Steuermoral oder dem Stand der Kommunikations- und Kontrolltechniken 
abhängt. Der Herrscher wird die für ihn sicherste und ergiebigste Einnahme-
form bevorzugen. Bei North, aber auch in der Rent Seeking-Literatur (vgl. 
Tollison 1982) spielt die Vergabe staatlicher Monopole eine wichtige Rolle als 
Beleg für die Persistenz ineffizienter Eigentumsstrukturen. 

Als weitere restriktive Bedingung wird das Interesse der Herrscher ge-
nannt, die Machtposition und Privilegien zu erhalten. Potentielle Gefähr-
dungen drohen vor allem entweder von anderen Staaten oder von Rivalen 
innerhalb des Staates. Der Herrscher wird versuchen, externe Rivalen mit 
militärischen Mitteln abzuschrecken und interne Rivalen durch angemesse-
ne Einkommen und Privilegien zufriedenzustellen. Beide Formen gehen zu 
Lasten der abgabepflichtigen Untertanen, mindern deren Leistungsbereit-
schaft, damit auch die wirtschaftliche Entwicklung und begründen ein 
revolutionäres Potential. Der Bereitschaft zu gewaltsamen revolutionären 
Veränderungen steht jedoch das bekannte Gefangenendilemma im Wege, 
das North (1988, S. 32) wie folgt beschreibt: "Die Kosten, die einem einzelnen 
im Falle eines Widerstandes gegen die Staatsgewalt erwachsen, führten zu 
Apathie bzw. zur Hinnahme der Vorschriften des Staates, gleichgültig wie 
drückend diese auch sein mochten." 

Damit ist die Grundannahme verschiedener neuer Revolutionstheorien 
angedeutet (vgl. Popkin 1979; Weede 1986; Tay/or 1988). Auch hier wird das 
revolutionäre Dilemma als soziales Dilemma diagnostiziert. Revolutionen 
gegen staatliche Unterdrückung oder wirtschaftliche Ausbeutung sind des-
halb selten, weil sie mit hohen individuellen Kosten und Risiken verbunden 
sind und weil von den potentiellen Veränderungen auch diejenigen profitie-
ren, die sich nicht dafür engagieren. Revolutionen werden demgemäß nicht 
vom Klasseninteresse unterprivilegierter Gruppen, sondern am ehesten 
durch politische Unternehmer initiiert, die sich meist aus privilegierten 
Schichten rekrutieren, über Machtmittel verfügen und von persönlichen 
Machtinteressen geleitet werden. Wie Popkin (1979, 1988) am Beispiel 
erfolgreicher Bauernrevolutionen belegt hat, ging hier das revolutionäre 
Engagement von solchen politischen Führern aus, die mit Hilfe selektiver 
Anreize die latent unzufriedenen Bauern mobilisieren und organisieren und 
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zudem die wirtschaftliche und politische Schwäche staatlicher Repressions-
apparate ausnutzen konnten. 

Die Verstrickungen und Versuchungen des Sozialdilemmas waren und 
sind offensichtlich allgegenwärtig.2 Zumindest drängt sich dieser Eindruck 
bei einer Durchsicht der ökonomischen Erklärungen des institutionellen 
Wandels auf, von denen hier nur einige referiert werden konnten. Aus der 
knappen Übersicht sollen die folgenden Gemeinsamkeiten des ökonomi-
schen Erklärungsansatzes deutlich geworden sein: Stets werden rational 
handelnde Individuen als bewegende Kräfte unterstellt, deren Handeln vom 
Kosten-Nutzen-Kalkül geleitet wird. Als Folge etwa exogener Veränderun-
gen wie der Produktionstechnik und damit der relativen Preise der Güter ist 
das Bestreben wirksam, die Institutionen an die veränderten Kosten-Nutzen-
Kalküle anzupassen. Spielen sich diese Veränderungen innerhalb einer 
sozialen Interessenkonstellation vom Typ des Koordinationsproblems ab, 
sind spontane institutionelle Anpassungen und Entwicklungen möglich und 
wahrscheinlich. Liegt dagegen eine Konstellation vom Typ des Gefangenen-
dilemmas vor, ist ein spontan ablaufender institutioneller Wandel zwar 
möglich, aber unwahrscheinlich. Denn es gilt, das soziale Dilemma zu 
meistern, das sich im Kern als ein Dilemma des mangelnden gegenseitigen 
Vertrauens und als Dilemma der großen Zahl, damit auch hoher Einigungs-
und Kontrollkosten herausstellt. Dieses Hindernis läßt sich am einfachsten 
durch politische Autoritäten und deren Zwangs- und Sanktionsmonopol 
überwinden. Insofern kann in arbeitsteiligen Großgesellschaften der institu-
tionelle Wandel ohne staatliche Autoritäten nicht bewältigt werden. Die 
staatliche Ordnungspolitik kann bekanntlich die wirtschaftliche Entwick-
lung fördern, aber auch hemmen. Staatliche Macht tendiert wie jedes 
Machtpotential zur Erweiterung, Verfestigung und zum Mißbrauch. Des-
halb ist staatliche Macht durch gesonderte Vorkehrungen zu begrenzen. 
Damit sind mögliche positive und normative Folgerungen der ökonomi-
schen Theorie des institutionellen Wandels angesprochen. Abschließend soll 
versucht werden, einige Folgerungen für die aktuell anstehende Aufgabe der 
Transformation sozialistischer Planwirtschaften in marktwirtschaftlich-de-
mokratische Ordnungen zu ziehen. 

2 Auch die durch Coase angeregten Erklärungen der Entstehung von Märkten und 
Unternehmungen variieren dieses Dilemma. Beispielhaft dafür sind etwa die Unterneh-
menstheorie von A/chian und Demsetz 1972 und die Transaktionskostenökonomie von 
Williamson 1979. Vgl. auch Leipold 1989, 1 u. 2. 
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IH. Einige Folgerungen für die 'fransformationspolitik 
in sozialistischen Ländern 

Die bisher referierten ökonomischen Erklärungsansätze des institutionel-
len Wandels weisen keinen unmittelbaren Bezug zu den sozialistischen 
Gesellschaftsordnungen und deren aktuellen Wandlungen auf. Aus dem 
fehlenden Bezug läßt sich jedoch noch nicht die mangelnde Erklärungsrele-
vanz dieser Theorie schlußfolgern. Diese Relevanz wäre anzunehmen, wenn 
die institutionellen Rahmenbedingungen in den Ländern des noch oder 
bisher real existierenden Sozialismus den in den ökonomischen Theorien 
unterstellten Bedingungen entsprechen würden. Solche strukturellen Ent-
sprechungen lassen sich zweifelsohne aufzeigen. 

Markante institutionelle Bedingungen sozialistischer Ordnungen waren 
oder sind das kollektive Eigentum an den Produktionsmitteln und die 
Zentralisation der politischen und wirtschaftlichen Machtbefugnisse in den 
Händen der herrschenden Partei. Beide institutionellen Bedingungen be-
gründen Interessenkonstellationen, die dem abstrakten Muster des Gefange-
nendilemmas entsprechen und deren soziale Konsequenzen sich folglich mit 
Hilfe der ökonomischen Theorie erklären lassen sollten. Aus der Erklärung 
der institutionellen Auswirkungen sollten sich dann auch Aufschlüsse für die 
Erklärung des Wandels und damit des Scheiterns der sozialistischen Ord-
nungen ergeben. Die nachfolgende Analyse sowohl der eigentumsrechtli-
chen als auch der politischen Bedingungen ist exemplarischer Natur. Sie soll 
und kann lediglich die Eignung der Institutionenökonomie zur Erklärung 
einiger wichtiger Ursachen des institutionellen Wandels im Sozialismus 
aufzeigen. 

Wie dargestellt ist die Struktur der Eigentumsrechte gemäß der ökonomi-
schen Institutionentheorie von konstitutiver Bedeutung für die wirtschaftli-
che Entwicklung. Das sozialistische Eigentum an den Produktionsmitteln 
unterscheidet sich vom privaten dadurch, daß es individuell zurechenbare 
und handel bare Anteile am Produktivvermögen mit entsprechenden Kom-
petenzen und Verantwortlichkeiten ausschließt. Das bedeutet auch den 
Ausschluß des privaten Unternehmertums. Gemäß dem sozialistischen Ei-
gentumsideal sollen die wirtschaftlichen Verfügungs- und Aneignungsrechte 
Kollektiven zustehen, wobei der Staat oder die Betriebsbelegschaften fak-
tisch als deren Repräsentanten in Frage kommen. Daraus ergibt sich die 
übliche Unterscheidung zwischen Staats- und Gruppen- bzw. Gesellschafts-
eigentum (vgl. Leipold 1983). 

Im Falle des Staatseigentums bedeutet das eine Aufteilung der Eigentums-
rechte zwischen staatlichen und betrieblichen Trägern, wobei die Staatsorga-
ne sich selbst bei einer weitgehenden Dezentralisierung der Planungskompe-
tenzen die grundlegenden Rechte der Gründung, Organisation und Kontrol-
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le der Betriebe vorbehalten. Diese Verfügungsrechte sind jedoch sowohl für 
die staatlichen als auch für die betrieblichen Leiter weitgehend von persönli-
chen Aneignungsrechten und Verantwortlichkeiten entkoppelt. Deshalb 
sind auch auf beiden Ebenen keine Individuen auszumachen, die für die 
Mehrung oder Minderung des Staatsvermögens direkt verantwortlich sind 
und denen die Konsequenzen der Entscheidungen in Form von Gewinnen 
oder Verlusten zugerechnet werden können. Unter diesen Bedingungen 
entfaltet sich kein originäres Eigentümerbewußtsein. 

Die Leiter der staatlichen Ämter oder Ministerien haben kein wirksames 
Interesse, daß die unterstellten Betriebe rentabilitäts- und kostenbewußt 
wirtschaften. Ihr Verhalten wird vielmehr von politisch-bürokratischen 
Interessen bestimmt. Die reichliche Budgetierung von Gütern im Planungs-
prozeß und deren großzügiger Einsatz fördern den politischen Einfluß und 
erhöhen die bürokratischen Zuständigkeiten. Der bürokratische Hang zur 
Größe und der Verbund zwischen behördlichen und großbetrieblichen 
Interessen begünstigt die Betriebskonzentration, die wiederum für zentrale 
Organe die Kontrollkosten reduziert und einvernehmliche paternalistische 
Beziehungen zwischen Behörden und Betriebsleiter garantiert. Daher gerät 
die Kontrolle über die Betriebs- und Wirtschaftsprozesse zu einem öffentli-
chen Gut. Die damit verbundenen und bekannten Versuchungen sind die 
tiefer liegende Ursache dafür, daß staatliche Betriebe kostenintensiv wirt-
schaften und eine niedrige Arbeitsproduktivität und Anpassungsbereit-
schaft aufweisen. 

Auch der Idee des Gesellschaftseigentums, wonach die Eigentumsrechte 
den Beschäftigtenkollektiven zu übertragen und im Wege der Selbstverwal-
tung wahrzunehmen sind, wohnen immanente Anreiz- und Kontrolldefizite 
inne. Es ist ein Faktum, daß bei fehlenden individuellen Anteilen am 
Betriebsvermögen ein Interesse vorherrscht, das kollektive Vermögen im 
Wege hoher Gewinn- oder Einkommensausschüttungen auszuzehren. 
Außerdem bestehen nur schwache Anreize zur wirksamen Kontrolle der 
Betriebsleitung, weil an den möglichen Erträgen dieser Anstrengungen auch 
jene partizipieren, die sich nicht dafür engagieren. Wie beim Staatseigentum 
erweist sich auch beim kollektiven Betriebseigenturn die Vorstellung des 
solidarischen Handeins von Kollektiven als Fiktion, die zur ökonomischen 
Ineffizienz führen muß (vgl. Leipold 1983). 

Das reale Versagen der verschiedenen sozialistischen Systeme belegt die 
ökonomische Erklärung und spiegelt zugleich eine grundlegende Schwäche 
der originären marxistischen Theorie und der nachfolgenden politökonomi-
schen Exegese wider. Diese Theorien unterliegen der kollektivistischen oder 
kommunistischen Fiktion, indem sie Kollektive als Akteure mit einheitli-
chem Bewußtsein oder Interesse unterstellen. Die im vorangegangenen 
Abschnitt erörterten Probleme und Anreize kollektiven Handeins und spe-
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ziell das dabei inhärent existierende soziale Dilemma weden also ignoriert 
(vgl. auch North 1988, S. 62 ff.). Die angestrebte sozialistische Solidarität hat 
allenfalls in kleinen und verwandtschaftlich verbundenen Gruppen eine 
Entfaltungschance. Das Vorhaben, die Ideale der solidarischen Kooperation 
und der Geborgenheit auf die Bedingungen arbeitsteiliger Großgesellschaf-
ten mit notwendigerweise anonymen Sozialbeziehungen zu übertragen, muß 
scheitern. Die ökonomische Institutionentheorie kann diese Folgerung be-
gründen. Sie ist auch imstande, die Aussichtslosigkeit sowohl der vielfaltigen 
bisherigen Reformen zu erklären als auch vergleichbarer zukünftiger Versu-
che zu prognostizieren. 

Die verschiedenen Reformanläufe waren bekanntlich im Kern darauf 
gerichtet, die Kompetenzen der zentralen Staats- und damit der Parteiorgane 
zu begrenzen und die der Betriebe und anderer dezentraler Wirtschaftsein-
heiten zu erweitern (vgl. Hamel, Leipold 1989). An dieser Stelle sei nur auf 
zwei Restriktionen der traditionellen Reformpolitik verwiesen. Eine war die 
bereits erörterte eigentumsrechtliche Restriktion, die durch die Wirtschafts-
reformen nur unwesentlich modifiziert wurde. Selbst bei der weitergehenden 
Dezentralisierungspolitik, die eine Synthese von Plan und Markt anstrebte, 
blieb das sozialistische Eigentum die dominierende Eigentumsform. Da-
durch wurden die Anreiz- und Kontrolldefizite des Staatseigentums lediglich 
durch die des Gruppen- oder Gesellschaftseigentums ersetzt. Die reale 
Reformpolitik blieb zudem stets hinter der Reformkonzeption zurück. Die 
Erklärung dafür liefert die bereits genannte machtpolitische Restriktion, die 
North (1988, S. 27 ff.) als einen Grund für die Persistenz ineffizienter Eigen-
tumsrechte heraushebt. 

In den sozialistischen Einparteiensystemen war die Machtstellung einzel-
ner Parteiführer vor allem durch Rivalen aus dem Parteiapparat gefährdet. 
Um die Macht zu erhalten, galt es, das gewachsene Gleichgewicht der 
Interessen zu beachten, das durch ein subtil abgestuftes System der Privile-
gien und Verfügungspotentiale ökonomisch zu sichern war. Dabei waren die 
aufgeblähten Militär- und Staatssicherheitsapparate bevorzugt zu alimentie-
ren. Dieses Gebot setzte daher jeder Reformpolitik unmißverständliche 
Grenzen. Die Interessen der etablierten und privilegierten Machtgruppen 
wogen im Zweifelsfall stets schwerer als die der Bevölkerung und die der 
Wirtschaft. Über lange Zeit war der staatliche Repressionsapparat zudem 
imstande, jedes Veränderungs- oder Revolutionspotential außerhalb des 
etablierten Machtapparates im Keim zu unterdrücken. Dabei kamen die im 
Gefangenendilemma angelegten Schwierigkeiten der Organisation breit an-
gelegter revolutionärer Bewegungen zugute. 

Dennoch haben ökonomische und institutionell bedingte Faktoren und 
Schwächen auf längere Sicht gegenüber den politischen Machtsicherungsin-
teressen obsiegt. Schließlich hat in Polen und Ungarn der offensichtliche 
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volkswirtschaftliche Bankrott ursächlich zur mehr oder minder freiwilligen 
Preisgabe der kommunistischen Parteienherrschaft geführt. Für die Bürger 
der DDR eröffnete sich dadurch die Möglichkeit zur massenhaften Abwan-
derung in den Westen, die den Fall des sozialistischen Herrschaftssystems 
beschleunigte. Die weitere Dynamik der Ereignisse in anderen sozialisti-
schen Ländern ist bekannt. 

Der nunmehr in diesen Ländern anstehende Wandel ist ein schwieriges 
Unterfangen, für das es bisher kein vergleichbares Vorbild zu geben scheint. 
Gefordert sind nicht nur die völlige Umgestaltung der rechtlich-institutio-
nellen Rahmenbedingungen in Politik, Wirtschaft und anderen Teilberei-
chen, sondern auch das Erlernen neuer Denk- und Verhaltensmuster. Es geht 
also um die radikale Umwertung bestehender Werte und Strukturen. 

Aus der Diagnose der institutionellen Ursachen für das wirtschaftliche 
Versagen ergeben sich die Ansatzpunkte für die Transformationspolitik. Sie 
sollte darauf gerichtet sein, die kollektiven und zentralisierten Eigentums-
verhältnisse in private Eigentumsrechte zu transformieren, worin die wich-
tigste Bedingung für die Entfaltung der unternehmerischen Initiative und 
damit von wettbewerblichen Märkten, insbesondere auch von Arbeits- und 
Kapitalmärkten zu sehen ist. Ohne Unternehmerinitiative und wettbewerbli-
che Marktkräfte ist ein wirklicher wirtschaftlicher Wandel unwahrschein-
lich. Beide Kräfte werden vor allem in der frühen Phase des Wandels 
gebraucht. Erst der wettbewerbliche Markttest kann das ganze Ausmaß an 
strukturellen Fehlentwicklungen realistisch offenlegen. 

Einen groben Anhaltspunkt für die Größenordnung der Strukturwand-
lungen liefert beispielsweise der Vergleich der Beschäftigungsstruktur in 
West- und Ostdeutschland. Unter der hypothetischen Annahme einer An-
gleichung dieser Strukturen müßten in Ostdeutschland etwa in der Industrie 
1,12 Mio. und in der Land- und Forstwirtschaft über 500.000 Arbeitsplätze 
abgebaut, im Handwerk ca. 730.000 und im Dienstleistungsbereich dagegen 
nahezu I Mio. neue Arbeitsplätze aufgebaut werden (vgl. Leipold 1990). 
Auch der Vergleich der Unternehmensgrößenstruktur indiziert einen enor-
men Wandlungsbedarf. In Ostdeutsch land und in anderen ehemals soziali-
stischen Ländern steht eine ungeheure Dynamik bei der Gründung kleiner 
und mittlerer Unternehmen bevor, wofür neben privaten Unternehmen und 
westlichem Kapital vor allem auch Zeit gebraucht werden. Da der Abbau der 
Beschäftigten sich schneller und vorerst im größeren Umfang als der Aufbau 
neuer Unternehmen und deren Beschäftigungspotentiale vollziehen wird, 
dürfte ein beträchtlicher Umfang an Arbeitslosigkeit in der Transforma-
tionsphase unvermeidlich sein. Es ist nicht ersichtlich, wie dieser sozial 
schmerzhafte Wandel ohne den Motor der Unternehmer und den Wegweiser 
wettbewerblicher Märkte bewältigt werden könnte. Die Wirkungsweise der 
Marktkräfte ist jedoch an institutionelle Vorleistungen gebunden. Wettbe-
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werbliche Märkte kommen nicht spontan zustande, sondern sind bewußt zu 
gestalten. Als Leitlinien für die Ordnungspolitik können auch in den soziali-
stischen Ländern die von Eucken herausgestellten Prinzipien der Wettbe-
werbsordnungdienen (vgl. Eucken 1952; Gutmann 1990;Peters 1990). Wegen 
der Interdependenz wirtschaftlicher Prozesse ist die Zusammengehörigkeit 
dieser Ordnungsprinzipien zu beachten. 

Die Orientierung der konkreten Transformationspolitik an einer kohären-
ten und marktwirtschaftlichen Prinzipien verpflichteten Konzeption ist eine 
notwendige Bedingung für den erfolgreichen Wandel. Damit ist der Beitrag 
der Ökonomen angesprochen, deren Sachverstand sowohl für die Ausarbei-
tung der Gesetze und Maßnahmen als auch für die Informierung der 
Öffentlichkeit über die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge gefordert ist. 
Eine zweite Bedingung ist die möglichst konsequente Durchsetzung der 
ordnungspolitischen Konzeption. Für die Bewältigung dieser schwierigen 
Aufgabe sind politische Unternehmer gefordert, weil die marktwirtschaftli-
che Neuordnung innerhalb eines sozialen Interessenfeldes zu realisieren ist, 
das die mehrfach angesprochenen Anreize und Versuchungen des sozialen 
Dilemmas aufweist. Aufgrund der jahrzehntelangen negativen Erfahrungen 
mit der sozialistischen Mißwirtschaft wird die Einführung der Marktwirt-
schaft zwar mehrheitlich präferiert. Die Menschen möchten die Früchte der 
neuen Ordnung jedoch möglichst billig, also ohne persönliche Kosten 
genießen. Veränderungskosten ergeben sich beispielsweise durch 
- die Sanierung der Staatshaushalte mit möglichen Subventionskürzungen, 
- die Einführung von Marktpreisen mit möglichen Teuerungen, 
- die Privatisierung der ineffizienten Staatsbetriebe mit möglichen Entlas-

sungen und Stillegungen, 
- den Abbau der Bürokratie und schließlich 
- durch die Umstellung auf weniger Schlendrian und härtere Leistungsan-

forderungen. 

Damit sind nur einige Kosten genannt, die auf Einzelpersonen und 
Gruppen zukommen. Die den Kosten entgegenstehenden Erträge treten erst 
mit zeitlichem Abstand auf und lassen sich nicht personen- oder gruppenspe-
zifisch zurechnen, weil sie einer breiten Allgemeinheit, also z. B. der Gesamt-
heit der Steuerzahler oder Konsumenten zugute kommen. Die Aussicht, daß 
im Falle einer wirtschaftlich erfolgreichen Neuordnung niemand von den 
Segnungen oder Erträgen ausgeschlossen werden kann, und das Bestreben, 
die Veränderungskosten möglichst zu vermeiden, begründen das Kernpro-
blemjeglicher Ordnungspolitik und der Transformationspolitik im besonde-
ren (vgl. generell zu diesem Problem Kirsch 1981). 

Dieses Problem wird in den sozialistischen Ländern noch durch die 
Existenz und den Einfluß der Partei- und Staats bürokratie verschärft. Die 
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Mitglieder der ehemaligen oder noch herrschenden Nomenklatura haben 
kein Interesse an der Einführung marktwirtschaftlicher Ordnungsbedingun-
gen, weil sie dadurch zwangsläufig Macht und Privilegien einbüßen. Wegen 
des drohenden Verlustes der angestammten Positionsrenten wird diese 
Interessengruppe daher versuchen, marktwirtschaftliche Reformen zu ver-
hindern oder zumindest zu unterlaufen. Die Chancen steigen in dem Maße, 
in dem einflußreiche Positionen in Politik und Wirtschaft erhalten bleiben. 
Die weitgehende Entmachtung bürokratischer Apparate und Interessen ist 
daher eine notwendige Vorbedingung für die politische Durchsetzung der 
Reformpolitik. Dieses Vorhaben setzt seinerseits eine grundlegende Umge-
staltung der politischen Ordnung voraus, verlangt also die Demokratisie-
rung der politischen Macht, die konstitutionell durch die Prinzipien der 
Gewaltenteilung und der Rechtsstaatlichkeit abzusichern ist. 

Selbst wenn diese politischen Vorbedingungen erfüllt sind, besteht jedoch 
noch keine Garantie, daß die Transformation der Planwirtschaften in 
Marktwirtschaften erfolgreich bewältigt werden kann. Auch für demokra-
tisch legitimierte Reformkräfte stellt sich das grundlegende Transforma-
tions- und Sozialdilemma. Wie dargelegt, wurzelt es in dem Umstand, daß 
die Einführung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen den Charakter 
eines öffentlichen Gutes aufweist, dessen Bereitstellung auf die damit ver-
bundenen Versuchungen und Defekte stößt. 

Wettbewerbliche und funktionierende Märkte entstehen weder spontan 
noch bestehen sie automatisch. Sehr viel wahrscheinlicher ist gerade in der 
Übergangsphase die spontane Entstehung von Marktsurrogaten, bei denen 
die in der Planwirtschaft gewachsenen monopolistischen Strukturen von 
Insidern aufgrund spezifischer Kenntnisse und Beziehungen ausgenutzt und 
zu Lasten wettbewerblicher Strukturen ausgebaut werden. Wie der Beitrag 
von Krug (i. d. B.) demonstriert, ist die Institutionenökonomie imstande, 
Entstehung, Verfestigung und Wirkungen derartiger MarktsuITogate zu 
erklären. Insbesondere die Analyse der Wirkungen zeigt, daß mit diesen 
institutionellen Zwischenformen die wirtschaftlichen und sozialen Mißstän-
de nicht grundlegend überwunden werden können. 

Daraus ergeben sich Erkenntnisse und Konsequenzen für die praktische 
Transformationspolitik. Unbestritten sollte die Folgerung sein, daß die 
Bereitstellung adäquater marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen auf 
politischem Wege durchzusetzen ist. Berücksichtigt man ferner die sozialen 
Interessenkonstellationen der Transformationsperiode und vergleicht die 
Durchsetzungschancen zwischen der Alternative einer konsequent markt-
wirtschaftlichen Reformstrategie mit einer gradualistischen, die erforderli-
chen Rahmenbedingungen schrittweise herbeiführenden und auf sozialen 
Ausgleich bedachten Transformationsstrategie, so sprechen die besseren 
Argumente für die erste Alternative. 

3" 
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Für sie spricht einmal die in der frühen Phase der Transformationsprozes-
se zweifelsohne verbreitete Bereitschaft zu einem grundlegenden ordnungs-
politischen Wandel. Erfahrungsgemäß flacht die Autbruchstimmung all-
mählich ab, zumal wenn die Veränderungs kosten spürbar werden und die 
erhofften schnellen wirtschaftlichen Effekte auf sich warten lassen. Die 
politischen Unternehmer sind daher gut beraten, wenn sie diese Gunst der 
Stunde Null nutzen. 

Als weitere Gunst der frühen Phase des institutionellen Wandels kommt 
der geringe Organisationsgrad und Einfluß der Interessengruppen hinzu. 
Das unter der alten Ordnung gewachsene System der Interessen löst sich im 
Zuge der revolutionären Veränderungen weitgehend auf. Die Formierung 
und der Autbau der neuen Interessenvertretungen beanspruchen Zeit, Res-
sourcen und neue Leitungen. Das gilt für die Interessenorganisation sowohl 
in Form politischer Parteien als auch in Form von Verbänden, also der 
verschiedenen Produzenten- oder Gewerkschaftsverbände. Der Umstand, 
daß die Teilinteressen noch relativ unbestimmt und die Energien zunächst 
auf den Ausbau entsprechender Vertretungsapparate gerichtet sind, 
schwächt zumindest temporär die Chance, Einfluß auf die Politik auszuü-
ben. Für die verantwortlichen Politiker bedeutet das weniger Druck und 
Versuchungen, den Forderungen der organisierten Teilinteressen nach lei-
stungsunabhängigen Ausnahmeregelungen nachzugeben. Wie Olson (1985, 
S.99) nachgewiesen hat, sind in Ländern, deren Verteilungskoalitionen 
aufgelöst oder kraftlos wurden, günstige Voraussetzungen für einen institu-
tionellen Wandel und für schnelles Wachstum gegeben, vorausgesetzt, es 
werden stabile und marktkonforme Ordnungsbedingungen errichtet. Dieser 
Zusammenhang gilt auch für die Transformationsprozesse in sozialistischen 
Ländern. Das erfordert jedoch, daß politische Persönlichkeiten vorhanden 
und bereit sind, die marktwirtschaftliche Neuordnung konsequent durchzu-
setzen. Eine gradualistische und halbherzige Transformationsstrategie hat 
demgegenüber vergleichsweise geringere Erfolgschancen, weil sie sich in den 
Fallstricken des sozialen Dilemmas zu verfangen droht. 
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